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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – Sachverhalt (1)

Die Beklagte betreibt ua. Krankenhäuser und unterliegt der 
Aufsicht des Erzbischofs von Köln. Der Kläger ist katholisch und 
war bei ihr als Abteilungsarzt mit der Dienstbezeichnung 
„Chefarzt“ beschäftigt. Im Arbeitsvertrag war ua. die Geltung der 
Grundordnung der katholischen Kirche vereinbart worden.

Der Kläger war mit seiner ersten Ehefrau nach katholischem 
Ritus verheiratet. Diese trennte sich von ihm im August 2005. Die 
Ehe wurde im März 2008 geschieden. Im August 2008 heiratete 
er ein zweites Mal standesamtlich, ohne dass seine erste Ehe 
kirchenrechtlich für nichtig erklärt worden war.
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – Sachverhalt (2)

Art. 4 Abs. 1 GrO 1993 forderte von den katholischen Mitarbeitern, 
dass sie die Grundsätze der katholischen Glaubens- und Sittenlehre 
anerkennen und beachten. 

Nach Art. 5 Abs. 2 GrO 1993 handelte es sich beim Abschluss einer 
nach dem Glaubensverständnis und der Rechtsordnung der Kirche 
ungültigen Ehe um einen schwerwiegenden Loyalitätsverstoß, der eine 
Kündigung rechtfertigen konnte.

Die Weiterbeschäftigung war grundsätzlich ausgeschlossen, wenn der 
Loyalitätsverstoß von einem leitenden Mitarbeiter begangen wurde 
(Art. 5 Abs. 3 GrO 1993).

In § 10 Abs. 4 Nr. 2 des Dienstvertrags wird das Leben in kirchlich 
ungültiger Ehe oder eheähnlicher Gemeinschaft als wichtiger Grund 
für eine außerordentliche Kündigung genannt.
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – Sachverhalt (4)

Die Beklagte erfuhr von der erneuten Eheschließung spätestens 
im November 2008. Sie kündigte das Arbeitsverhältnis am 30. 
März 2009 fristgerecht zum 30. September 2009.

Dagegen hat der Kläger Kündigungsschutzklage erhoben und die 
Auffassung vertreten, die Kündigung sei sozial ungerechtfertigt. 
Die Kündigung verstoße gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz. 
Nach der GrO 1993 habe die Wiederheirat eines evangelischen 
oder konfessionslosen Abteilungsarztes keine Folgen für dessen 
Arbeitsverhältnis mit der Beklagten gehabt.

Der Kläger wurde während des gesamten Rechtsstreits (knapp 10 
Jahre) von der Beklagten vorläufig weiterbeschäftigt.
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – Verfassungsrecht

Art. 4 Abs. 1 und Abs. 2 GG:

„(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des 
religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.

(2)  Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.“

Art. 140 GG:

„Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der 
deutschen Verfassung vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieses 
Grundgesetzes.“

Art. 137 Abs. 3 Satz 1 (WRV):

„Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes.“
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – Unionsrecht

Art. 4 Abs. 2 Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 
2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die 
Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (RL 
2000/78/EG)

(…)

Sofern die Bestimmungen dieser Richtlinie im übrigen eingehalten 
werden, können die Kirchen und anderen öffentlichen oder privaten 
Organisationen, deren Ethos auf religiösen Grundsätzen oder 
Weltanschauungen beruht, im Einklang mit den einzelstaatlichen 
verfassungsrechtlichen Bestimmungen und Rechtsvorschriften von den 
für sie arbeitenden Personen verlangen, dass sie sich loyal und auf-
richtig im Sinne des Ethos der Organisation verhalten.
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz

§ 9 AGG

Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen der Religion 
oder Weltanschauung

(2) Das Verbot unterschiedlicher Behandlung wegen der Religion 
oder der Weltanschauung berührt nicht das Recht der in Absatz 
1 genannten Religionsgemeinschaften, der ihnen zugeordneten 
Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder der 
Vereinigungen, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer 
Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, von ihren 
Beschäftigten ein loyales und aufrichtiges Verhalten im Sinne 
ihres jeweiligen Selbstverständnisses verlangen zu können.
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – BAG 8.9.2011 – 2 AZR 543/10 (1)

Gründe

Die Kündigung war nicht schon wegen Verstoßes gegen § 1 KSchG, §§ 
1, 7 AGG sozial ungerechtfertigt. Die unterschiedliche Behandlung 
wegen der Religion war die Beklagte nach § 9 Abs. 2 AGG berechtigt.

Der Kläger hat sich durch die Wiederverheiratung in Widerspruch zu 
den berechtigten Loyalitätserwartungen der Beklagten gesetzt.

Die Kündigung scheitert aber an der Interessenabwägung.

• Art. 3 Abs. 2 GrO: leitende Tätigkeiten auch für nichtkatholische 
Personen

• Beklagte hat mehrfach Chefärzte beschäftigt bzw. beschäftigt, die 
als Geschiedene erneut geheiratet haben

• Kannte das ehelose Zusammenleben seit Herbst 2006
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – BVerfG 22.10.2014 – 2 BvR 661/12 (1)

Ergebnis
Das Urteil des BAG ist … aufzuheben und die Sache an dieses 
zurückzuverweisen.
Das BAG hat im Rahmen der Auslegung von § 1 Abs. 2 KSchG bei 
der Gewichtung der Interessen der Beschwerdeführerin Bedeutung 
und Tragweite des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts (…) 
verkannt.

Grundsatz
Umfang und Grenzen der Auferlegung von Loyalitätsobliegenheiten 
kirchlicher AN in mit der Kirche verbundenen Organisationen und 
Einrichtungen und deren Überprüfung durch die staatlichen 
Arbeitsgerichte bestimmen sich nach Art. 140 GG in Verbindung mit 
Art. 137 Abs. 3 WRV.

Prof. Dr. Ulrich Koch –Der Chefarzt-Fall 9



Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – BVerfG 22.10.2014 – 2 BvR 661/12 (2)

Begründung (1)

Das Bundesarbeitsgericht hat auf der ersten Stufe 

• eine eigenständige Bewertung religiös vorgeprägter 
Sachverhalte vorgenommen und seine eigene 
Einschätzung der Bedeutung der Loyalitätsobliegenheit 
und des Gewichtes eines Verstoßes hiergegen an die 
Stelle der kirchlichen Einschätzung gesetzt,

• obschon diese anerkannten kirchlichen Maßstäben 
entspricht und nicht mit grundlegenden 
verfassungsrechtlichen Gewährleistungen in Widerspruch 
steht.
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – BVerfG 22.10.2014 – 2 BvR 661/12 (3)

Begründung (2)

Auf diese Weise hat es

• die Unwirksamkeit der Kündigung mit einem 
vermeintlich leichteren Gewicht der Rechtsposition der 
Beschwerdeführerin begründet

• deren Bestimmung jedoch allein Sache der verfassten 
römisch-katholischen Kirche gewesen wäre,

• statt ein besonders hohes Gewicht der Gegenposition 
des Klägers des Ausgangsverfahrens in die Abwägung 
einzubringen.
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – BVerfG 22.10.2014 – 2 BvR 661/12 (4)

Schlupfloch (?)

Das Urteil des Bundesarbeitsgerichts ist daher aufzuheben und die Sache an dieses 
zurückzuverweisen (§ 95 Abs. 2 BVerfGG). 

Das Bundesarbeitsgericht wird bei der Auslegung von § 1 Abs. 2 KSchG die praktische 
Konkordanz zwischen dem kirchlichen Selbstbestimmungsrecht (…) und der korporativen 
Religionsfreiheit (…) auf Seiten der Beschwerdeführerin und dem Schutz von Ehe und 
Familie (…) sowie dem Gedanken des Vertrauensschutzes (Art. 2 Abs. 1 iVm Art. 20 Abs. 3 
GG) auf Seiten des Klägers des Ausgangsverfahrens herzustellen haben.

3. Das Bundesarbeitsgericht wird auch den Gedanken des Vertrauensschutzes insoweit zu 
würdigen haben, als § 10 Abs. 4 Nr. 2 des Arbeitsvertrages in Abweichung von der 
Grundordnung unterschiedliche Bewertungen hinsichtlich von Verstößen gegen kirchliche 
Grundsätze - Verstoß gegen das Verbot des Lebens in kirchlich ungültiger Ehe einerseits und 
Verstoß gegen das Verbot des Lebens in nichtehelicher Gemeinschaft andererseits - nicht 
vorsieht und die individualvertragliche Abrede besonderes Vertrauen des Arbeitnehmers 
ausgelöst haben könnte.
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – BAG 28.7.2016 – 2 AZR 746/14 [A] (1)

Handlungsmöglichkeiten des Senats

• Zurückverweisung an die Vorinstanz

• Grundsätze des BVerfG anwenden (mit/ohne Hinweis 
auf dessen Verletzung von Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG)

• Vermeintliches Schlupfloch nutzen

• Vorlage an den Europäischen Gerichtshof
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – BAG 28.7.2016 – 2 AZR 746/14 [A] (2)

Erste Vorlagefrage

Der Gerichtshof der Europäischen Union wird gem. Art. 267 
AEUV um die Beantwortung der folgenden Fragen ersucht:

1. Ist Art. 4 Abs. 2 Unterabs. 2 der Richtlinie 2000/78/EG …. dahin 
auszulegen, dass die Kirche für eine Organisation wie die 
Beklagte des vorliegenden Rechtsstreits verbindlich bestimmen 
kann, bei einem an Arbeitnehmer in leitender Stellung 
gerichteten Verlangen nach loyalem und aufrichtigem Verhalten 
zwischen Arbeitnehmern zu unterscheiden, die der Kirche 
angehören, und solchen, die einer anderen oder keiner Kirche 
angehören?
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – BAG 28.7.2016 – 2 AZR 746/14 [A] (3)

Zweite Vorlagefrage

2. Sofern die erste Frage verneint wird:

a) Muss die Bestimmung des nationalen Rechts, wie hier § 9 Abs. 
2 AGG, wonach eine solche Ungleichbehandlung aufgrund der 
Konfessionszugehörigkeit der Arbeitnehmer entsprechend dem 
jeweiligen Selbstverständnis der Kirche gerechtfertigt ist, im 
vorliegenden Rechtsstreit unangewendet bleiben?

b) Welche Anforderungen gelten gemäß Art. 4 Abs. 2 Unterabs. 2 
der RL 2000/78/EG für ein an die Arbeitnehmer einer Kirche 
oder einer der dort genannten anderen Organisationen 
gerichtetes Verlangen nach einem loyalen und aufrichtigen 
Verhalten im Sinne des Ethos der Organisation?
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – BAG 28.7.2016 – 2 AZR 746/14 [A] (4)

Die nicht beantwortete Frage nach der Zuordnung

Zweifel bestehen … bei der Frage, ob die Beklagte vom Anwendungsbereich 
des Art. 4 Abs. 2 Unterabs. 2 der Richtlinie 2000/78/EG erfasst wird und von 
den für sie arbeitenden Personen verlangen kann, dass sie sich loyal und 
aufrichtig im Sinne des Ethos der katholischen Kirche verhalten.

• Die Beklagte ist eine Kapitalgesellschaft des Privatrechts. Nach nationalem 
Verfassungsrecht ist sie eine der römisch-katholischen Kirche zugeordnete 
Einrichtung. Sie nimmt in Anbetracht der vorrangig religiösen Zielsetzung 
ihres Handelns und ihrer institutionellen Verbindung zur römisch-
katholischen Kirche an deren kirchlichem Selbstbestimmungsrecht teil.

• Allerdings ist nicht ausgeschlossen, dass sich privatrechtlich verfasste 
Einrichtungen, die sich in marktüblicher Weise im Gesundheitswesen 
betätigen, unionsrechtlich keine kirchlichen Sonderrechte in Anspruch 
nehmen können.
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – EuGH 11.9.2018 – C-68/171 (1)

Art. 4 Abs. 2 UA 2 RL 2000/78/EG ist dahin auszulegen, dass

➢ zum einen eine Kirche oder eine andere Organisation, deren Ethos auf 
religiösen Grundsätzen oder Weltanschauungen beruht und die eine in 
Form einer privatrechtlichen Kapitalgesellschaft gegründete Klinik 
betreibt, nicht beschließen kann, 

➢ an ihre leitend tätigen Beschäftigten je nach deren Konfession oder 
Konfessionslosigkeit unterschiedliche Anforderungen an das loyale 
und aufrichtige Verhalten im Sinne dieses Ethos zu stellen,

➢ ohne dass dieser Beschluss gegebenenfalls Gegenstand einer 
wirksamen gerichtlichen Kontrolle sein kann, damit sichergestellt 
wird, dass die in Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie genannten Kriterien erfüllt 
sind, und
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – EuGH 11.9.2018 – C-68/171 (2)

Rechtfertigung der Ungleichbehandlung

zum anderen bei Anforderungen an das loyale und aufrichtige 
Verhalten im Sinne des genannten Ethos eine Ungleichbehandlung 
zwischen Beschäftigten in leitender Stellung je nach deren Konfession 
oder Konfessionslosigkeit nur dann mit der Richtlinie im Einklang steht,

• wenn die Religion oder die Weltanschauung im Hinblick auf die Art 
der betreffenden beruflichen Tätigkeiten oder die Umstände ihrer 
Ausübung eine berufliche Anforderung ist,

• die angesichts des Ethos der in Rede stehenden Kirche oder 
Organisation wesentlich, rechtmäßig und gerechtfertigt ist und 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entspricht, was das 
nationale Gericht zu prüfen hat.
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – EuGH 11.9.2018 – C-68/171 (3)

Rechtsfolge Unanwendbarkeit

Ein mit einem Rechtsstreit zwischen zwei Privatpersonen befasstes 
nationales Gericht ist, wenn

• es ihm nicht möglich ist, das einschlägige nationale Recht im 
Einklang mit Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 2000/78 auszulegen, 
verpflichtet,

• im Rahmen seiner Befugnisse den dem Einzelnen aus den 
allgemeinen Grundsätzen des Unionsrechts wie insbesondere dem 
nunmehr in Art. 21 GrCH niedergelegten Verbot der 
Diskriminierung wegen der Religion oder der Weltanschauung 
erwachsenden Rechtsschutz zu gewährleisten und für die volle 
Wirksamkeit der sich daraus ergebenden Rechte zu sorgen,

• indem es erforderlichenfalls jede entgegenstehende nationale 
Vorschrift unangewendet lässt
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – EuGH 11.9.2018 – C-68/171 (4)

Art. 17 AEUV vermag diese Schlussfolgerung nicht in Frage zu 
stellen.
➢ Zum einen entspricht der Wortlaut dieser Bestimmung nämlich im 

Kern dem der Erklärung Nr. 11 zum Status der Kirchen und 
weltanschaulichen Gemeinschaften, die der Schlussakte zum 
Vertrag von Amsterdam beigefügt ist. 

➢ Zum anderen bringt Art. 17 AEUV zwar die Neutralität der Union 
demgegenüber, wie die Mitgliedstaaten ihre Beziehungen zu den 
Kirchen und religiösen Vereinigungen oder Gemeinschaften 
gestalten, zum Ausdruck, doch kann dieser Artikel nicht bewirken, 
dass die Einhaltung der in Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 2000/78 
genannten Kriterien einer wirksamen gerichtlichen Kontrolle 
entzogen wird
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – BAG 20.2.2019 – 2 AZR 746/14 (1)

Handlungsalternativen

• Nachfrage zu Art. 17 AEUV
• Verfassungsrechtliche Bindung in Frage stellen; Vorlage nach 

Art. 100 GG (analog)
Ein von diesem für denkbar gehaltenes, speziell auf die Ultra-vires- und 
Identitätskontrolle zugeschnittenes verfassungsgerichtliches Verfahren zur 
Absicherung der Verpflichtung deutscher Organe, kompetenzüber- 
schreitende oder identitätsverletzende Unionsrechtsakte im Einzelfall in 
Deutschland unangewendet zu lassen (…), ist bislang allerdings weder vom 
deutschen Gesetzgeber geschaffen worden noch hat das Bundesverfas- 
sungsgericht ausgesprochen, dass und gegebenenfalls unter welchen 
Voraussetzungen die Durchführung eines solchen - nicht normativ 
ausgestalteten - (Zwischen-)Verfahrens verfassungsrechtlich geboten ist.

• Zurückverweisen für ergänzende Feststellungen oder gleich 
Durchentscheiden
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Der Chefarzt-Fall – BAG 20.2.2019 – 2 AZR 746/14 (2)

Es hängt von

• der Art der fraglichen Tätigkeiten

oder

• den Umständen ihrer Ausübung ab,

ob die Religion oder Weltanschauung

• eine wesentliche, rechtmäßige und gerechtfertigte 
berufliche Anforderung angesichts des Ethos der 
betreffenden Kirche oder Organisation darstellen kann. 

Dies setzt einen - objektiv bestehenden - direkten 
Zusammenhang zwischen der vom Arbeitgeber aufgestellten 
beruflichen Anforderung und der fraglichen Tätigkeit voraus. 
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
BAG 21.7.2022 – 2 AZR 130/21 (A) – Kirchenaustritt einer Hebamme

Sachverhalt 2 AZR 130/21 (A) 

Die Beklagte betreibt ein der katholischen Kirche zugeordnetes Krankenhaus. 
Die Klägerin war bei ihr bis Mitte 2014 als Hebamme beschäftigt, danach 
selbstständig. Während dieser Zeit trat die Klägerin aus der katholischen 
Kirche aus.

Die Klägerin hatte bei ihrer Wiedereinstellung im Personalfragebogen ihren 
Austritt aus der katholischen Kirche angegeben. 

In einem Gespräch mit dem Institutspfarrer erläuterte die Klägerin die Gründe 
für ihren Kirchenaustritt. Sie gab an, sie habe sich als Hebamme in besonderer 
Weise dem Kinderschutz verschrieben und mit ihrem Austritt darauf reagiert, 
dass die Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche strafrechtlich nicht 
verfolgt würden. Sie werde sofort wieder in die Kirche eintreten, wenn „die 
Schuldigen bestraft“ würden.

In einer E-Mail an den Personalleiter der Beklagten führte der Pfarrer aus: 
„[Die Klägerin] war heute zu einem einstündigen Gespräch bei mir: Es wäre 
schade, wenn das …-Hospital eine solche religiös geprägte Mitarbeiterin 
verlieren würde.“
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
BAG 1.2.2024 – 2 AZR 196/22 (A) – Kirchenaustritt einer Beraterin

Sachverhalt 2 AZR 196/22 (A) 

Der beklagte Verein ist ein der katholischen Kirche zugeordneter  
Fachverband. Die Klägerin ist seit 2006 in der Schwangerschaftsberatung tätig.

Nachdem die Klägerin im Oktober 2013 während einer Elternzeit aus der 
katholischen Kirche austrat, kündigte der Beklagte das Arbeitsverhältnis bei 
der Wiederaufnahme der Arbeit im Jahr 2019 außerordentlich sowie 
ordentlich, die Kündigung ist auf den Austritt aus der/unterbliebenen 
Nichtwiedereintritt in die katholische Kirche gestützt.

Die Klägerin hat behauptet, sie sei aus der katholischen Kirche ausgetreten, 
weil die Diözese Limburg - zusätzlich zur staatlichen Kirchensteuer - ein 
besonderes Kirchgeld von Personen erhebe, die - wie die Klägerin - mit einem 
gut verdienenden Ehepartner in einer „glaubensverschiedenen Ehe“ leben.

Der Beklagte hat vorgetragen, er habe aufgrund des Austritts aus der 
katholischen Kirche kein Vertrauen, dass die Klägerin im Rahmen ihrer 
Tätigkeit den ethischen Vorgaben des Beklagten Rechnung trägt und sich an 
die Lehre der katholischen Kirche noch gebunden fühlt. Durch den Austritt 
habe sie nach außen zu erkennen gegeben, sie wolle mit der katholischen 
Kirche nichts mehr zu tun haben.
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
BAG 1.2.2024 – 2 AZR 196/22 (A) – Kirchenaustritt (1)

• Es ist aus Sicht des Senats zweifelhaft, ob der nach 
staatlichem Recht erklärte Austritt eines Arbeitnehmers 
aus der katholischen Kirche ohne Hinzutreten von 
weiteren Umständen zur Ungeeignetheit der 
betreffenden Person für den Dienst bei einem der Kirche 
zugeordneten Arbeitgeber führt.

• Dieser muss vielmehr nachprüfbare Tatsachen vortragen, 
weshalb Zweifel daran bestehen, dass der Arbeitnehmer 
aufgrund eines geänderten Glaubens oder geänderter 
ethischen Vorstellungen nicht mehr bereit oder in der Lage 
ist, den entsprechenden beruflichen Anforderungen seines 
Arbeitgebers zu genügen.
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
BAG 1.2.2024 – 2 AZR 196/22 (A) – Kirchenaustritt (2)

Von der Erklärung über die Beendigung der Mitgliedschaft in der 
katholischen Kirche erhalten nach nationalem Recht nur die 
betroffene Kirche und der Arbeitgeber Kenntnis.

• Letzterer auch nur, damit dieser die zutreffenden 
Besteuerungsmerkmale berücksichtigt und die auf die 
Vergütung entfallenden Abzüge zutreffend berechnet. Eine 
darüber hinausgehende Publizität ist mit der Beendigung der 
Mitgliedschaft nicht verbunden .

• Daraus könnte die Annahme folgen, dass nur wenn der Austritt 
öffentlichkeitswirksam und in unangemessener Weise vom 
Arbeitnehmer verbreitet wird, hierin ein kirchenfeindliches und 
damit ein illoyales Verhalten liegt, dass – wie bei anderen 
Arbeitnehmern – nach Art. 5 Abs. 2 Nr. 1 GrO zu einer 
verhaltensbedingten Kündigung führen kann.
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Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
Schlussanträge GAin 10. Juli 2025 – C-258/24

Schlussanträge der Generalanwältin Medina (Lettland)
• hinzunehmen, dass BAG von unmittelbarer Benachteiligung der Klägerin 

wegen ihrer – vormals katholischen – Religion ausgeht

• mit Austritt aus Kirche kann Nichteinhaltung von deren Grundprinzipien 
und Werten einhergehen, was einen Eignungsmangel für die betreffende 
Berufstätigkeit darstellen kann

• Kirchenaustritt indes für sich genommen keine ausreichende Grundlage 
für Annahme, betreffender AN beabsichtige nicht, die Grundprinzipien 
und Werte der Kirche weiter einzuhalten

• Kündigung wegen Austritts aus und Nichtwiedereintritts in betreffende(r) 
Kirche diskriminierend, wenn die Ausübung der beruflichen Tätigkeit es 
nicht erfordert, Mitglied dieser Kirche zu sein (hier: zwei evangelische 
Kolleginnen), und der betreffende AN nicht öffentlich wahrnehmbar in 
einer Weise handelt, die dem Ethos dieser Kirche zuwiderläuft



Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
BVerfG 29.9.2025 – 2 BvR 934/19 [Egenberger] (1)

„Konkretisierung“

• Die bindenden Anforderungen von Art. 4 Abs. 2 RL 2000/78 in 
der Auslegung durch den EuGH lassen sich über eine 
unionsrechtskonforme Auslegung der einschlägigen 
nationalen Bestimmungen umsetzen.

• Dies führt zu einer Konkretisierung der bisherigen 
verfassungsgerichtlichen Maßstäbe für die 
Zweistufenprüfung auf der Ebene der Beschränkung des 
religiösen Selbstbestimmungsrechts. 



Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
BVerfG 29.9.2025 – 2 BvR 934/19 [Egenberger] (2)

„Schärfung“ der ersten Stufe

Die erste Stufe der Schrankenziehung erfährt insoweit eine Schärfung, 
als ausgehend vom Selbstverständnis der Religionsgemeinschaft eine 
wirksame gerichtliche Kontrolle dahingehend erfolgt, inwieweit sich

▪ aus der Tätigkeit oder

▪ den Umständen ihrer Ausübung

objektiv ein direkter Zusammenhang zwischen der aufgestellten 
beruflichen Anforderung - hier der Kirchenmitgliedschaft - und der 
fraglichen Tätigkeit ergibt. 

Der Religionsgemeinschaft obliegt es, diesen Zusammenhang für die 
konkret betroffene Tätigkeit im Hinblick auf ihr religiöses 
Selbstverständnis plausibel darzulegen.



Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
BVerfG 29.9.2025 – 2 BvR 934/19 [Egenberger] (3)

„Konturierung“ der zweiten Stufe

Die auf der zweiten Stufe erfolgende Gesamtabwägung der 
betroffenen rechtlichen Belange erfährt eine Konturierung 
dahingehend, dass

• die in Rede stehende berufliche Anforderung im Hinblick auf die 
konkrete Tätigkeit für die Wahrung des religiösen 
Selbstverständnisses verhältnismäßig sein muss.

Dies lässt es - im Einklang mit der Offenheit des Unionsrechts für die 
unterschiedlichen grundrechtlichen Wertungen der Mitgliedstaaten - 
weiterhin zu,

• dem religiösen Selbstverständnis aufgrund seiner Nähe zum 
vorbehaltlos gewährten Recht auf korporative Religionsfreiheit (Art. 
4 Abs. 1 und 2 GG) ein besonderes Gewicht beizumessen.



Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
BVerfG 29.9.2025 – 2 BvR 934/19 [Egenberger] (4)

Abwägungsprogramm

Je größer die Bedeutung der betroffenen Position für die 
religiöse Identität der Religionsgemeinschaft nach innen oder 
außen,

▪ desto mehr Gewicht besitzt dieser Umstand und ein daraus 
abgeleitetes Erfordernis der Kirchenmitgliedschaft.

Je weniger Relevanz die jeweilige Position für die Verwirklichung 
des religiösen Ethos hat,

▪ desto eher wird dem Diskriminierungsschutz der Vorzug zu 
geben sein.

Dessen hoher verfassungsrechtlicher Bedeutung ist bei der 
Abwägung durch die Gerichte Rechnung zu tragen.



Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
EuGH 17.3.2026 – C-258/24 [Katholische Schwangerschaftsberatung] (1)

Einstieg des Gerichtshofs - EGMR

• Auch wenn die RL 2000/78 auf den Schutz des Grundrechts der 
Arbeitnehmer abzielt, nicht wegen ihrer Religion oder 
Weltanschauung diskriminiert zu werden,

• soll sie nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs mittels ihres Art. 
4 Abs. 2 auch dem in Art. 17 AEUV und in Art. 10 der Charta – der 
Art. 9 EMRK entspricht – anerkannten Recht auf Autonomie der 
Kirchen und der anderen öffentlichen oder privaten Organisationen, 
deren Ethos auf religiösen Grundsätzen oder Weltanschauungen 
beruht, Rechnung tragen.

• Insoweit geht aus der Rechtsprechung des EGMR hervor, dass die in 
Art. 9 EMRK verankerte Gedanken-, Gewissens- und Religions- 
freiheit auch negative Rechte schützt, ua. das Recht, keine religiöse 
Überzeugung zu haben und keine Religion auszuüben.



Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
EuGH 17.3.2026 – C-258/24 [Katholische Schwangerschaftsberatung] (2)

Darlegung der Beeinträchtigung
• Allerdings geht mit dem in Art. 10 der Charta garantierten Recht auf 

Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit das in Art. 21 Abs. 1 der 
Charta verankerte Verbot von Diskriminierungen wegen der Religion 
einher (…).

• Die Behauptung einer Religionsgemeinschaft, dass ihre Autonomie 
tatsächlich oder potenziell beeinträchtigt werde, reicht somit nicht aus, 
um eine Ungleichbehandlung wegen der Religion oder der 
Weltanschauung zu rechtfertigen.

• Die Religionsgemeinschaft muss vielmehr im Licht der Umstände des 
Einzelfalls dartun, dass die geltend gemachte Gefahr einer 
Beeinträchtigung ihrer Autonomie wahrscheinlich und erheblich ist, dass 
die in Rede stehende Ungleichbehandlung den Wesensgehalt des Rechts 
auf Gleichheit nicht beeinträchtigt, nicht über das hinausgeht, was zur 
Beseitigung dieser Gefahr erforderlich ist, und keinem anderen, nicht mit 
der Ausübung der Autonomie der Religionsgemeinschaft im 
Zusammenhang stehenden Zweck dient.



Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
EuGH 17.3.2026 – C-258/24 [Katholische Schwangerschaftsberatung] (3)

Abwägungsprogramm
Daraus folgt, dass in einer Situation wie der im Ausgangsverfahren in 
Rede stehenden eine private Organisation, …,
• nur dann abhängig davon, ob sie dieser Kirche angehören oder 

nicht, ungleich behandeln darf, wenn zum einen in Anbetracht der 
Art der betreffenden beruflichen Tätigkeiten oder der Umstände 
ihrer Ausübung

• ein direkter und objektiv überprüfbarer Zusammenhang zwischen 
diesen Tätigkeiten und der bei sonst drohender Kündigung zu 
beachtenden Anforderung besteht, während des 
Arbeitsverhältnisses nicht aus dieser Kirche auszutreten oder nach 
einem Austritt wieder in diese Kirche einzutreten,

• und zum anderen diese berufliche Anforderung angesichts des 
genannten Ethos wesentlich, rechtmäßig und gerechtfertigt ist.



Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
EuGH 17.3.2026 – C-258/24 [Katholische Schwangerschaftsberatung] (4)

Erneuter Rekurs auf den EGMR
In diesem Sinne ergibt sich aus der Rechtsprechung des EGMR,
• dass ein Arbeitgeber, dessen Ethos auf religiösen Grundsätzen oder 

Weltanschauungen beruht,
• seinen Arbeitnehmern zwar spezielle Loyalitätsobliegenheiten 

auferlegen kann,
• dass eine mit einer Verfehlung gegen solche Obliegenheiten 

begründete Kündigungsentscheidung, insbesondere wenn sie auf 
Tatsachen beruht, die mit der Ausübung der durch die EMRK 
geschützten Rechte zusammenhängen,

• aber gleichwohl einer gerichtlichen Kontrolle unterliegen muss, die 
eine tatsächliche Abwägung des Rechts der Religionsgemeinschaft 
auf Achtung ihres Selbstbestimmungsrechts und der Grundrechte 
des Betroffenen nach Maßgabe des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit erfordert.



Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
EuGH 17.3.2026 – C-258/24 [Katholische Schwangerschaftsberatung] (5)

Bedeutung der Arbeitsaufgabe
Zwar kann nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden, dass eine Kirche 
oder eine Organisation, …,
• das Bestehen eines direkten Zusammenhangs zwischen der 

beruflichen Anforderung eines loyalen und aufrichtigen Verhaltens,
• wonach von Beschäftigten dieser Kirche oder Organisation bei sonst 

drohender Kündigung verlangt wird, nicht aus dieser Kirche 
auszutreten oder, …,

• mit der betreffenden beruflichen Tätigkeit rechtfertigen kann.
Die besondere Aufgabe, mit der ein Arbeitnehmer im Rahmen einer 
Kirche oder einer anderen religiösen Organisation betraut ist, ist 
nämlich ein Gesichtspunkt, der bei der Feststellung zu berücksichtigen 
ist, ob diese Person gesteigerten Loyalitätsobliegenheiten unterworfen 
werden kann 



Kündigungsrecht zwischen nationalem und EU-Recht
EuGH 17.3.2026 – C-258/24 [Katholische Schwangerschaftsberatung] (6)

„Hinweise“
• …. doch ist darauf hinzuweisen, dass der bloße Austritt aus der 

katholischen Kirche nicht ausreicht, um davon auszugehen, dass dies 
tatsächlich der Fall ist, da dieser Austritt durch Erwägungen begründet 
sein kann, die die Zustimmung des Beschäftigten zu diesen Grundsätzen 
und Grundwerten in keiner Weise in Frage stellen.

• Der zur Vermeidung des zusätzlichen Kirchgelds erfolgte Austritt gemäß 
dem in den nationalen Vorschriften vorgesehenen Verfahren und die 
Ablehnung des Wiedereintritts aus demselben Grund reichen nämlich 
nicht aus, um das Vorliegen einer Handlung darzutun, die eine öffentliche 
Distanzierung von JB gegenüber dieser Kirche zum Ausdruck bringt, die 
als kirchenfeindliches Verhalten zu werten wäre.

• Selbst wenn der Austritt von JB aus der katholischen Kirche als illoyales 
Verhalten gegenüber dieser Kirche angesehen werden könnte, folgt 
daraus somit nicht zwangsläufig, dass dieser Austritt auch ein illoyales 
Verhalten gegenüber der sie beschäftigenden Organisation darstellt, 
sofern JB bei ihrer Arbeit weiterhin das Ethos dieser Organisation achtet.
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Kurz vor Schluss – Nachdenkliches (1)
BAG 3.4.2025 – 2 AZR 156/24 (Schwangerschaft) 

in vom Senat vorgenommener Auslegung genügt das bestehende System 
der §§ 4, 5 KSchG und des § 17 Abs. 1 MuSchG den Vorgaben der RL 
92/85/EWG, wie sie der EuGH in der Sache „Haus Jacobus“ (12. Mai 2024 – 
C-284/23 -) herausgearbeitet hat

Der Verzicht auf die teleologische Reduktion von § 4 Satz 4 KSchG mit Blick 
auf die Mutterschutzrichtlinie wäre im Übrigen unzulässig. Die Pflicht zur 
Verwirklichung eines - vermeintlichen - Richtlinienziels darf nicht als 
Grundlage für eine Auslegung des nationalen Rechts contra legem dienen 
(…). So läge es aber, wenn man auf die dargestellte einschränkende 
teleologische Auslegung von § 4 Satz 4 KSchG (…) verzichtete. Dadurch 
würde die Regelung in § 5 Abs. 1 Satz 2 KSchG gegenstandslos. Auch dies 
hat das Arbeitsgericht Mainz bei seiner Entscheidung (…) übersehen.

Entgegen einigen Stimmen bedarf es aus Sicht des Senats daher keiner 
Gesetzesänderung
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Kurz vor Schluss – Nachdenkliches (2)
BAG 3.4.2025 – 2 AZR 178/24 (Präventionsverfahren) 

➢ Mit einem anderen Verständnis von § 167 Abs. 1 SGB IX wären 
zudem die Grenzen einer unionsrechtskonformen Auslegung des 
nationalen Rechts überschritten; es handelte sich um eine solche 
contra legem (…).

➢ Außerdem ist eine unionsrechtskonforme Auslegung auch nicht 
geboten.

➢ Denn dem Arbeitnehmer wird in der Wartezeit oder im Kleinbetrieb 
mit dem Präventionsverfahren keine angemessene Vorkehrung iSv. 
Art. 5 der Richtlinie 2000/78/EG sowie von Art. 27 Abs. 1 Satz 2 iVm. 
Art. 2 Unterabs. 3 und 4 UN-BRK vorenthalten.

➢ Das Verfahren nach § 167 Abs. 1 SGB IX ist selbst keine 
angemessene Vorkehrung iSd. Bestimmungen, sondern stellt 
„lediglich“ einen Suchprozess dar, mit dem angemessene 
Vorkehrungen ermittelt werden können (…).
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